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3Programm

Programm
Donnerstag, 17. 11. 2011

GFU Forum 
im Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg

19.30 Uhr Begrüßung

	 Michaela	Ecker	
Vors. Richterin am Verwaltungsgericht,  
Stellv. Vorsitzende der GfU, Freiburg

 Jürgen	Kipp	
Präsident des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg 
Berlin

 Nachhaltigkeitskriterien der Erneuerbare-Energien-Richtlinie  
Andrea	Schmeichel,	LL.	M.	
Bremen 
e  Thesenpapier Seite 5

 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in bergrechtlichen  
Zulassungsverfahren 
Sven	Brockhoff	
Trier 
e  Thesenpapier Seite 7

 Moderation: 
Michaela	Ecker	
Vors. Richterin am VG Feiburg 

Ende gegen 22.00 Uhr, danach Sektempfang

Freitag, 18.11.2011

35. Umweltrechtliche Fachtagung

10.00 Uhr Begrüßung 
Prof. Dr. Hans-Joachim	Koch	
Vorsitzender der GfU 
Universität Hamburg

 Karl	Falkenberg (angefragt) 
Generaldirektor der GD Umwelt der EU-Kommission 
Brüssel

 Jürgen	Kipp	
Präsident des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg 
Berlin 

11.00 Uhr Kaffeepause

GfU
Gesellschaft für Umweltrecht e. V. 

Berlin
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11.30 Uhr Störfallrecht 
Prof. Dr. Wolfgang	Köck	
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung GmbH - UFZ 
Universität Leipzig 
e  Thesenpapier Seite 9

12.30 Uhr Mittagsimbiss

13.45 Uhr Staat und Bürger in Umweltverwaltungsverfahren 
Prof. Dr. Ivo	Appel	
Universität Hamburg 
e  Thesenpapier Seite 11

 Prof. Dr. Ortwin	Renn	
Universität Stuttgart 
e  Thesenpapier Seite 13

15.15 Uhr Kaffeepause

15.30 Uhr Diskussion

 Arbeitskreis A:  
Störfallrecht 
Moderation: Prof. Dr. Monika	Böhm		
Universität Marburg

 Arbeitskreis B:  
Staat und Bürger in Umweltverwaltungsverfahren 
Moderation: Prof. Dr.	Annette	Guckelberger	
Universität des Saarlandes 
Saarbrücken

18.00 Uhr Ende der Arbeitskreise

19.30 Uhr Empfang im Umweltforum Auferstehungskirche
bis
22.30 Uhr

Samstag, 19. 11. 2011

9.30 Uhr Fortsetzung der Diskussion in den Arbeitskreisen A und B

10.45 Uhr Kaffeepause

11.00 Uhr Plenum 
Berichte der Moderatoren

12.00 Uhr Mitgliederversammlung (nach besonderer Einladung)

Programm
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Andrea	Schmeichel,	LL.	M.

Nachhaltigkeitskriterien der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie unter besonderer Berücksichtigung von  
Importen aus Drittländern

(1) Art. 17 bis 19 Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
2009/28/EG (EE-RL) führen sogenannte Nach-
haltigkeitskriterien für bestimmte Formen von 
Energie aus Biomasse ein. Diese sind sowohl auf 
innerhalb als auch außerhalb der Europäischen 
Union produzierte Biomasse anwendbar (Art. 17 
Abs. 1 EE-RL). Im Folgenden wird die Frage aufge-
worfen, inwieweit die Nachhaltigkeitskriterien 
geeignet sind, einen Beitrag zur Umweltverträg-
lichkeit insbesondere von Biomasse aus Dritt-
ländern zu leisten, und welche Rechtsprobleme 
dabei entstehen.

(2) Rechtsgrundlage für die Nachhaltigkeitskrite-
rien ist Art. 95 EGV (nunmehr Art. 114 AEUV), 
während die Richtlinie ansonsten auf die Um-
weltkompetenz Art. 175 EGV (nunmehr Art. 192 
AEUV) gestützt ist. Die Binnenmarktkompetenz 
ist mit Vorliegen ihrer Voraussetzungen jedoch 
taugliche Rechtsgrundlage. Sie deckt im Üb-
rigen auch die sozio-ökonomischen Berichts-
pflichten, die nicht auf die Umweltkompetenz 
gestützt werden könnten, mit ab.

(3) Die Vorgaben der Richtlinie wurden in Deutsch-
land durch die Biomassestrom-Nachhaltig-
keitsverordnung (BioSt-NachV), die auf Strom 
und Wärme Anwendung findet, und die Bio-
kraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-
NachV) umgesetzt.

(4) Anlass für den Erlass der Nachhaltigkeitskrite-
rien ist die verstärkte energetische Nutzung in-
folge der nationalen Gesamtziele von anteilig 
20 % Anteil erneuerbarer Energien am Endener-
gieverbrauch sowie 10 % im Transportsektor 
(Art. 3 Abs. 1, 4 EE-RL). 

(5) Diese Nutzungsziele bergen großes Konflikt-
potential, gerade auch in exportierenden Ent-
wicklungs- und Schwellenländern, die reich 
an natürlichen Ressourcen sind und im Export 
von Rohstoffen und Bioenergie eine Chance auf 
wirtschaftliche Entwicklung sehen, insbesonde-
re durch: 
e intensiveren Chemikalieneinsatz und Aus-

bringung von potentiell invasiven Arten 
oder gentechnisch veränderten Organis-
men auf bereits landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen,

e direkte Landnutzungsänderungen durch 
Zerstörung von Kohlenstoffsenken und Ge-
bieten mit hoher Biodiversität,

e indirekte Landnutzungsänderungen durch 
Verdrängung von Nahrungsmittelproduk-
tion,

e mangelnde Klimaeffizienz wegen mög-
licher positiver Treibhausgasbilanz,

e sozio-ökonomische Belastungen (Landrech-
te, Arbeitsstandards).

(6) Die Nachhaltigkeitskriterien stellen keine direk-
ten Importrestriktionen dar, sondern regeln nur 
die Anerkennung von Biomasse auf die nationa-
len Gesamtziele (s. o. These 5) und für die Zuläs-
sigkeit der Förderung (Quoten, Einspeisetari-
fe). Dadurch ergibt sich ein Anreiz zur Nutzung 
nachhaltiger Biomasse für Mitgliedstaaten und 
Förderberechtigte.

(7) Der Anwendungsbereich der Nachhaltigkeits-
kriterien ist auf eine Teilmenge der Bioenergie 
– Biokraftstoffe – flüssig oder gasförmig – und 
flüssige Biobrennstoffe – im Strom- und Wär-
mesektor, beschränkt. Nicht berücksichtigt sind 
gleichgelagerte Konflikte um
e Energie aus fester Biomasse (Holz),
e Biogas,
e sonstige erneuerbare Energieträger,
e Verlagerungseffekte hin zu sonstigen Nut-

zungen von Biomasse.
(8) Die Nachhaltigkeitskriterien bestehen aus drei 

Säulen: Anforderungen an die Treibhausgasbi-
lanz, Gebietsausnahmen und die gute landwirt-
schaftliche Praxis.

(9) Zur Treibhausgasbilanz: Um die positive(re) Kli-
mabilanz der Bioenergie gegenüber fossilen 
Energieträgern abzusichern, sieht Art. 17 Abs. 2 
EE-RL eine steigende Mindestquote (aktuell 35 %) 
an Treibhausgaseinsparungen vor. Das Reduk-
tionspotential ist bisher nicht ausgeschöpft.

(10) Auch ist das Datenfundament für die Berech-
nung der Treibhausgasbilanz noch lückenhaft: 
e Produktions-, Distributions- und Nutzungs-

pfade sind komplex und daher schwer in 
Standardwerte zu fassen.

e Mangels Standardwerten in BioSt-NachV 
und Biokraft-NachV für Landnutzungsän-
derungen ist hier eine aufwendige indivi-
duelle Kalkulation erforderlich.

e Emissionen durch indirekte Landnut-
zungsänderungen sind bisher nicht be-
rücksichtigt.

Thesenpapier	 Andrea	Schmeichel,	LL.	M.

GfU_FT_1111.indd   5 04.11.11   08:27



6 Andrea	Schmeichel,	LL.	M.	 Thesenpapier

der EE-RL. Die Verordnungen bauen außerdem 
ein sehr komplexes System der Vollzugskontrol-
le auf. Diese liegt nicht primär in staatlicher 
Hand, sondern wird als private governance in 
regulierter Selbstregulierung konzipiert. Wirt-
schaftsteilnehmer entlang der Produktions-
kette werden von unabhängigen Zertifizie-
rungsstellen aufgrund ihrerseits unabhängiger 
Zertifizierungssysteme zertifiziert. Die funktio-
nale Privatisierung des Vollzugs bedeutet ange-
sichts der Regelungsdichte der Verordnungen 
und der Kontrollbefugnisse der Bundesanstalt 
für Ernährung und Landwirtschaft jedoch kei-
ne Deregulierung. 

(16) Die Verordnungen greifen als Metastandards 
auf freiwillige Zertifizierungssysteme sowie auf 
Zertifizierungsstellen zurück. Es bestehen Zwei-
fel an der Effektivität eines solchen Vollzugs:
e Zertifizierungssysteme greifen für die 

Vollzugskontrolle häufig auf Prozess-Stan-
dards zurück, die kein Schutzniveau ent-
halten.

e Gerade in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern mit defizitären Governance-Struk-
turen, u. a. aufgrund fehlender administ-
rativer Ressourcen und hoher Korruption, 
konnten freiwillige Zertifizierungssyste-
me bisher kaum Erfolge vorweisen.

(17) Die Gleichwertigkeit der Anerkennung einzel-
ner Elemente der Vollzugskontrolle durch die 
Kommission oder andere EU-Mitgliedstaaten 
kann zu Ungleichheiten bei der Vollzugskont-
rolle führen. 

(18) Die Nachhaltigkeitskriterien müssen mit hö-
herrangigem Recht, insbesondere dem Welt-
handelsrecht, vereinbar sein. Ein eventuel-
ler Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot 
nach Art. III GATT kann nach Art. XX Buchst. b, 
g GATT gerechtfertigt werden.

(19) Trotz der geäußerten Kritik genügen die Nach-
haltigkeitskriterien angesichts des weiten Ge-
staltungsspielraumes der EU den Anforderun-
gen an das hohe Schutzniveau im Umweltschutz 
(Art. 95 Abs. 3 EGV (nunmehr Art. 114 Abs. 3 
AEUV) und dem Vorsorge- bzw. Vorbeugungs-
prinzip. Bei strenger Auslegung des Vorsorge-
prinzips müsste über eine Schrankenregelung 
hinaus bereits der Anreiz zum Ausbau der Bio-
energie entzogen werden.

(20) Den Mitgliedstaaten verbleiben Handlungs- und 
Gestaltungsspielräume, strengere Kriterien zu 
erlassen und die höheren Produktionskosten 
zu erstatten (arg. e Art. 17 Abs. 8, Erwägungs-
grund 95 EE-RL). Insbesondere beinhaltet das 
Erfordernis, konforme Biomasse im nationalen 
Fördermechanismus zu berücksichtigen, kein 
Meistbegünstigungsgebot. 

(11) Zu den Gebietsausnahmen: Sie erfassen sowohl 
Gebiete mit hoher Biodiversität als auch Koh-
lenstoffsenken, wobei beides häufig zusam-
menfällt. Anstelle eines umfassenden Schutzes 
von Flächen mit hohem Naturschutzwert oder 
Kohlenstoffbestand werden dem Schutzzweck 
in besonderem Maße entsprechende Gebiete 
vom Biomasseanbau ausgenommen.

(12) Die Gebietsausnahmen bilden die ökologischen 
Konflikte der energetischen Biomassenutzung 
nicht hinreichend ab. Hierdurch wird auch der 
grundsätzliche Ausschluss der Förderung flüs-
siger Biomasse im EEG 2012 (§ 27 Abs. 5 Nr. 3) 
begründet.
e Der Umfang landwirtschaftlicher Nut-

zung wird nicht begrenzt. 
e Die Rolle von Ökosystemdienstleistungen 

ist nicht hinreichend berücksichtigt. 
e Die Gebietsausnahmen enthalten Rück-

ausnahmen, die den Gebietsschutz ein-
schränken und zu Interpretationskonflik-
ten führen können.

e Der Ausschluss ausgewiesener Schutzge-
biete reicht nicht aus, um Vollzugsdefizite 
des Exportstaates beim Gebietsschutz zu 
kompensieren.

e Die individuell zu bestimmenden Gebiets-
ausnahmen müssen in Entwicklungs- und 
Schwellenländern durch Datenerhebungen 
vor Ort und Fernerkundungsdaten ergänzt 
werden, sofern vorhanden. Die Flächenpla-
nung liefert keine belastbaren Datensätze. 

(13) Zu den landwirtschaftlichen Mindeststandards: 
Die sog. cross compliance, d. h. die Anknüp-
fung von Beihilfezahlungen an die Einhaltung 
bestimmter Regeln der guten landwirtschaft-
lichen Praxis (Verordnung (EG) 73/2009), gilt nur 
für in der Europäischen Union produzierte Bio-
masse. Die Nachhaltigkeitskriterien erstrecken 
sich nicht auf Anbaumethoden von Biomasse in 
Drittländern und ihre Auswirkungen auf umlie-
gende Gebiete. Die Effektivität des durch Gebiets-
ausnahmen gewährten Schutzes wird hierdurch 
beschränkt. Vollzugsdefizite bei agrar-ökologi-
schen Standards werden nicht kompensiert.

(14) Die Nachhaltigkeitskriterien bilden vor allem 
Schranken für die energetische Biomassenut-
zung. Gleichzeitig werden bestimmte Nutzun-
gen mit geringem ökologischen Konfliktpoten-
tial privilegiert. Es werden Anreize zur Nutzung 
von degradierten Böden, Abfällen und Reststof-
fen gesetzt. Daneben haben Förderregelungen, 
etwa die doppelte Anrechenbarkeit energieef-
fizienter, innovativer Kraftstoffe großes Poten-
tial, den Landnutzungsdruck zu verringern.

(15) Die Regeln zu den Nachhaltigkeitskriterien in 
BioSt-NachV und Biokraft-NachV entsprechen 
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7Thesenpapier	 Sven	Brockhoff

menbetriebsplan abzuarbeiten (vgl. § 57 a Abs. 2 Satz 2 
Nr. 3 BBergG), wobei eine verfahrensökonomische Ver-
bindung von Umweltverträglichkeitsprüfung und 
Eingriffsprü fung möglich ist, soweit sich beide Prü-
fungen überschneiden. Konkretisierende Angaben zur 
Bewältigung der Eingriffsfolgen können vom Bergbau-
unternehmer auch in späteren Verfah rensstadien ge-
troffen werden, falls die genaue Bestimmung der na-
turschutzrechtlichen Ziele (Bsp.: Bestimmung eines zu 
erreichenden Umweltqualitätsstandards zur Kompen-
sation von er warteten Beeinträchtigungen des Land-
schaftswasserhaushalts) zum Zeitpunkt der Zulassung 
des Rahmenbetriebsplans noch nicht mit hinreichen-
der Sicherheit möglich ist. Das bergrecht liche Plan-
feststellungsrecht bietet zudem die Möglichkeit, die 
Zulassung nach räumlichen und zeitlichen Abschnit-
ten und Stufen (§ 52 Abs. 2 b Satz 1 BBergG) vorzuneh-
men, sodass auch die Eingriffsregelung abschnitts- 
oder stufenweise abgearbeitet und geprüft werden 
kann. Für den Fall, dass das geplante Vorhaben nicht 
planfeststellungsbedürftig ist, kann die Eingriffsre-
gelung ebenfalls im Rahmenbetriebsplan behandelt 
werden. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass ein Rah-
menbetriebsplan in diesem Verfahren nicht verbind-
lich aufzustellen ist und zu dem nicht denselben Um-
fang und Detaillierungsgrad aufweisen muss wie im 
Planfeststel lungsverfahren. Deshalb kann die Behand-
lung der Eingriffsregelung in diesen Fällen auch in 
einem Sonderbetriebsplan geboten sein.

III. Materiellrechtliche Fragen

Die Zulassung eines bergrechtlichen Betriebsplans 
ist eine gebundene Entscheidung. Der vor gelegte Be-
triebsplan ist zuzulassen, wenn die Versagungsgrün-
de des § 55 BBergG nicht ent gegenstehen. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts fin-
det allerdings die Öffnungsklausel des § 48 Abs. 2 
Satz 1 BBergG im Betriebsplanverfahren ergänzen-
de An wendung, sodass eine Beschränkung oder 
Untersagung geplanter Aufsuchungs- oder Gewin-
nungstätigkeiten auch dann in Betracht kommt, 
wenn außerbergrechtliche öffentliche Interes sen 
entgegenstehen, die nicht in den Zuständigkeitsbe-
reich einer speziellen Behörde fallen. Zu diesen Inte-
ressen gehören u. a. die Gebote der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung. Eine Ausnahme gilt allein 
insoweit, als deren materieller Gehalt bereits nach 
§ 55 BBergG zu prü fen ist.

Für die Eingriffsregelung ist diese Ausnahme hin-
sichtlich des Verhältnisses von bergrechtli cher Wie-

I. Einführung
Durch obertägige bergbauliche Tätigkeiten werden 
regelmäßig Eingriffe in Natur und Land schaft im 
Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG verwirklicht. Das Na-
turschutzrecht beeinflusst nicht nur die Folgenbe-
seitigung bergbaulicher Eingriffe in Natur und Land-
schaft, sondern auch die konkrete Abbauplanung, 
beispielsweise soweit es darum geht, einen möglichst 
um weltschonenden Abbauzeitplan zu entwerfen oder 
Rückstands- und Abraumhalden land schaftsgerecht 
zu verorten. Die Gebote der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung (Vermei dungs- und Kompensa-
tionsgebot) sind vom Bergbauunternehmer als dem 
Eingriffsverursa cher dementsprechend frühzeitig 
in die Betriebsplanung einzubeziehen, wenn er sei-
nen Be trieb unter Berücksichtigung der naturschutz-
rechtlichen Erfordernisse wirtschaftlich führen 
möchte. Die korrekte Anwendung naturschutzrecht-
licher Vorschriften kann bei bergrechtli chen Vorha-
ben nur gelingen, wenn sowohl das Zusammenspiel 
von Berg- und Naturschutz recht als auch die ein-
schlägigen naturschutzfachlichen Anforderungen 
beachtet werden.

II. Zuständigkeits- und  
Verfahrensfragen

Das für den Vollzug der Eingriffsregelung relevan-
te bergrechtliche Zulassungsverfahren ist das Be-
triebsplanverfahren (§§ 50 ff. BBergG). Da für die 
Zulassung bergrechtlicher Betriebs pläne die Bergbe-
hörde die zuständige Fachbehörde ist, hat diese zu-
gleich über die zur Durch führung der Gebote der 
Eingriffsregelung erforderlichen Vorkehrungen und 
Maßnahmen zu entscheiden (§ 17 Abs. 1 BNatSchG). 
Hierbei hat sie das Benehmen mit der zuständigen 
Na turschutzbehörde herzustellen, soweit das Lan-
desnaturschutzrecht nicht weitergehendes vor sieht 
(„Einvernehmen“). Für den Fall der Planfeststellungs-
bedürftigkeit des bergrechtlichen Vorhabens ist das 
Anhörungsverfahren nach § 5 BBergG i. V. m. § 73 
VwVfG durchzuführen.

Die Zulassung eines bergrechtlichen Vorhabens im Be-
triebsplanverfahren ist mehrstufig aus gestaltet wor-
den. Zu unterscheiden sind Haupt-, Rahmen-, Son-
der- und Abschlussbetriebsplä ne. Wenn gemäß § 57c 
BBergG i. V. m. UVP-V-Bergbau die Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht, wird der Rahmenbetriebsplan durch Planfest-
stellung zugelassen (§ 52 Abs. 2 a Satz 1 BBergG). In 
diesem Fall ist die Eingriffsregelung zwingend im Rah-

Sven	Brockhoff

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in  
bergrechtlichen Zulassungsverfahren
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8 Sven	Brockhoff	 Thesenpapier

arbeitung der Eingriffsregelung. Für diesen bietet 
sich im Sinne eines möglichst rei bungslosen Verwal-
tungsverfahrens von vornherein eine enge Koopera-
tion mit den zuständi gen Behörden an. Bei der prak-
tischen Umsetzung der Eingriffsregelung sollte der 
Bergbauun ternehmer sein Vorhaben in zumindest 
drei Betriebsphasen gliedern (Vorbereitungs-, Abbau- 
und Rekultivierungsphase). Seine Prüfungen sollte 
er durchgehend schutzgut- und funktions bezogen 
durchführen, weil auf diese Weise insbesondere eine 
vollständige Abbildung des na turschutzrechtlichen 
Schutzgegenstands gewährleistet ist. Hinzu kommt, 
dass sich die sach liche Rechtfertigung geplanter Ver-
meidungs- und Kompensationsmaßnahmen leicht 
nachvoll ziehen lässt, wenn diese Maßnahmen un-
mittelbar an zuvor ermittelte Funktionsbeeinträchti-
gungen anknüpfen. Bei der Verwendung eines rei-
nen Biotoptypenmodells besteht das Risiko, dass 
insbesondere lageabhängige und abiotische Faktoren 
nicht hinreichend berücksichtigt werden und des-
halb insgesamt unvollständig operationalisiert wird. 
Dementsprechend sind Biotopwertverfahren auf der 
Bewertungs- und Bilanzierungsebene nicht zulässig, 
deren Datenbestand auf der Erfassung von Natur und 
Landschaft nach einem reinen Biotoptypen modell 
beruht. Bei der Planung von konkreten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen zum Natur schutz sollte der 
Bergbauunternehmer bergbauspezifische Potentiale 
zur Vermeidung und Kompensation berücksichtigen, 
insbesondere Möglichkeiten zur Förderung natürli-
cher Suk zession auf nicht mehr benötigten Betriebs-
flächen, sofern öffentliche Interessen der Wieder-
nutzbarmachung nicht entgegenstehen.

dernutzbarmachung (§ 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7, Abs. 2 
Nr. 2 BBergG) und natur schutzrechtlicher Kom-
pensation relevant. Kompensationsleistungen, die 
durch Maßnahmen der Wiedernutzbarmachung er-
wartet werden, müssen daher naturschutzrecht-
lich anerkannt werden. Umgekehrt besteht jedoch 
nicht zwingend die Pflicht, die Wiedernutzbarma-
chung an naturschutzrechtlichen Erfordernissen 
auszurichten. Denn auf die Entscheidung über die 
Wie dernutzbarmachung wirken neben dem Natur-
schutzrecht auch andere öffentliche Interessen ein, 
wie z. B. sicherheitliche, städtebauliche, boden- oder 
wasserrechtliche Interessen. Soweit durch die Wie-
dernutzbarmachung eine vollständige Kompensa-
tion im naturschutzrechtlichen Sinne nicht geleis-
tet werden kann, ist daher nach Möglichkeiten zum 
Ausgleich oder Ersatz außerhalb der vom Bergbau in 
Anspruch genommenen Oberfläche zu suchen. Gege-
benenfalls können bevorratete Maßnahmen gemäß 
§ 16 Abs. 1 BNatSchG herangezogen werden. Hin-
sichtlich des naturschutzrechtlichen Abwägungsge-
bots sei darauf hingewiesen, dass des sen Ergebnis 
nach § 48 Abs. 2 Satz 1 BBergG nicht einer erneuten 
Abwägung unterzogen wird, sondern nur einmal 
eine Abwägung stattfindet. Ein von vornherein höhe-
res Gewicht kommt hierbei weder den berg- noch den 
naturschutzrechtliche Belangen zu.

IV. Die praktische Umsetzung der  
Eingriffsregelung

Der gemäß § 17 Abs. 4 BNatSchG vorlagepflichti-
ge Bergbauunternehmer trägt die Hauptlast der Ab-
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9Thesenpapier	 Prof.	Dr.	Wolfgang	Köck

1. Dimensionen der Störfallvorsorge

2. Störfallvorsorgepflichten des Betreibers

3. Behördliche Kontrollpflichten im Rahmen 
des Anlagensicherheitsrechts 

4. Die Störfallvorsorge in der raumbezoge-
nen Planung und im Recht der räumlichen 
Fachplanung 

5. Die Störfallvorsorge im sonstigen raumbe-
deutsamen Genehmigungsrecht

IV. Exemplarische Vertiefungen (Immissionsschutz-
rechtliche Störfallvorsorge) 

1. Der Anwendungsbereich der besonderen 
immissionsschutzrechtlichen Störfallvor-
sorgepflichten

2. Die Dynamität der Störfallvorsorge: Aus-
wirkungen auf Ermittlungs- und Bewer-
tungspflichten

3. Die Bewältigung heranrückender Bebau-
ung unter besonderer Berücksichtigung 
des EuGH-Urteils im Fall Mücksch (Rs. 
C-53/10) 

4. Der Störfallbetrieb im Hochwasserrisikoge-
biet 

5. Störfallvorsorge vor Eingriffen Unbefugter 

V. Fazit und Ausblick

Übersicht

I. Einführung – Zur Aktualität des Störfallrechts 

1. „Fukushima“ und die Folgen: Anlagensi-
cherheit unter „Stresstest“

2. Neue Herausforderungen: der Klimawan-
del und die wachsende Bedeutung von 
Naturrisiken – zu den Erfordernissen des  
„Climate Proofing-Assessments“

3. Aktuelle Rechtsentwicklungen: der EuGH 
zu den Anforderungen des „Seveso“-Rechts 
bei gebundenen Baugenehmigungen 

4. Auf dem Weg zu Seveso III

II. Zur Systematisierung des Störfallrechts

1. Begriff des Störfalls und Ziele des Störfall-
rechts

2. Rechtsgrundlagen des Störfallrechts

3. Störfallrecht als Risikoverwaltungsrecht 
im Überschneidungsbereich des Rechts 
der räumlichen Planung und des Anlagen-
rechts

4. Abgrenzungen: Gefahrenabwehrrecht – 
Klimawandelfolgenrecht – Katastrophen-
schutzrecht

III. Immissionsschutzrechtliche Störfallvorsorge: 
Anforderungen und Adressaten 

Prof.	Dr.	Wolfgang	Köck

Störfallrecht 
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VI. Einbau mediativer Elemente in Umweltver-
waltungsverfahren

VII. Innovative Verfahren

D. Zusammenführung der Erkenntnisse und Defi-
zitanalyse

E. Ansatzpunkte und verfügbare Stellschrauben

I. Komplexität und Heterogenität des Fach-
planungsrechts

II. Beschleunigungsgesetzgebung und gegen-
läufige europarechtliche Tendenzen

III. Vorteile und Grenzen frühzeitiger Bürger-
beteiligungen

IV. Durchführung von Anhörungsverfahren

V. Alternativenprüfungen

VI. Dauer und Stufung von Planungsprozes-
sen

VII. Umgang mit Fehlerfolgen

VIII. Ausbau mediativer Elemente

IX. Direkte Demokratie als Ventil?

F. Grenzen des Umweltverfahrensrechts

G. Ausblick

Übersicht

A. Zum Verhältnis von Staat und Bürger in Um-
weltverwaltungsverfahren

I. Umweltverwaltungsverfahren als Heraus-
forderung für das Verwaltungsverfahrens-
recht

II. Verfassungsrechtliche Eckpfeiler

B. Gestufte Bedeutung des Verwaltungsverfahrens 
zwischen dienender Funktion und Eigenwert

C. Ausdifferenzierung des Verhältnisses von Staat 
und Bürger in unterschiedlichen Verfahrensty-
pen

I. Standardverfahren

II. Anlagenzulassungsverfahren

III. Risikoverfahren

IV. Verfahrensstufen der raumbezogenen Pla-
nung

1. Planfeststellungsverfahren

2. Raumordnungsplanung

3. Bauleitplanung

V. Umweltverträglichkeitsprüfungen im Ver-
fahren

Prof.	Dr.	Ivo	Appel

Staat und Bürger in Umweltverwaltungsverfahren
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halten auch bei normativen und wertbezogenen (eva-
luativen) Aussagen ihre Gültigkeit. Zudem binden 
Normen in Form von gesetzlichen Vorschriften indi-
viduelles und kollektives Handeln. 

Sofern die ethische Berechtigung und die soziale 
Wünschbarkeit von Handlungsoptionen durch ver-
bindliche Wertentscheide der Vergangenheit deter-
miniert ist, können Entscheidungen aufgrund von 
Sachwissen und juristischer Expertise getroffen wer-
den. Dieser Fall ist jedoch selten, da Gesetze in der 
Regel allgemeine und vor allem im Bereich der Um-
weltpolitik auslegbare (etwa durch unbestimm-
te Rechtsbegriffe) Vorschriften umfassen. Insofern 
muss normative und evaluative Bewertung von Op-
tionen durch Rekurs auf die jeweils begründbaren 
Regeln und herrschenden Präferenzen beurteilt wer-
den. Die Frage ist: wer kann diese Beurteilung am bes-
ten durchführen?

II. Grenzen der repräsentativen  
Demokratie

Immer wieder wird bei der Beantwortung dieser Fra-
ge auf das Mehrheitsprinzip hingewiesen. Sind es 
nicht die gewählten Volksvertreter, die in ihrer Mehr-
heit beschließen, welche Werte zur Beurteilung der 
Wünschbarkeit von Optionen zur Anwendung kom-
men sollen? Würde Betroffenheitsdemokratie nicht 
zu einer Aufweichung der repräsentativen Demokra-
tie führen? Beide Fragen verraten, dass das Prinzip 
demokratischer Willensbildung nicht richtig einge-
schätzt wird.

Die beiden Grundprinzipen der liberal-demokrati-
schen Grundordnung sind die Souveränität des In-
dividuums, im Rahmen der politischen Ordnung sei-
ne eigenen Präferenzen ausleben zu können, und die 
Gleichstellung aller Individuen bei der Bestimmung 
kollektiv verbindlichen Handelns auf der Basis kon-
sensfähiger Normen und aushandelbarer kollektiver 
Präferenzen bzw. Interessen. Sofern Handlungen von 
Individuen keine Auswirkungen auf andere Individu-
en haben oder diese direkt den Handlungen zustim-
men (etwa durch einen Vertrag oder Tausch), ist es 
allein die Aufgabe kollektiver Institutionen, die Spiel-
regeln von Vertrag und Tausch zu überwachen und 
die Chancengleichheit der am Tausch beteiligten Per-
sonen sicherzustellen. Weder die Mehrheit des Parla-
ments noch die Mehrheit des Volkes hat das Recht, 
der Minderheit Optionen aufzuzwingen, die von den 
Vertretern dieser Minderheit nicht gewollt werden. 

I. Einleitung

Politische Entscheidungen sind im weitesten Sin-
ne kollektive Einigungen über eine ethisch gerecht-
fertigte und wünschenswerte Zukunft. Sie umfas-
sen immer zwei grundsätzliche Elemente: Wissen 
über Zweck-Mittel Beziehungen und Präferenzen in 
bezug auf Mittel und Ziele. Das erste Element, Wis-
sen um Ursache-Wirkungsketten, ist eine Frage der 
Expertise oder der Sachkenntnis. Damit verbindet 
man eine Person, eine Personengruppe oder Institu-
tion, die den für die Entscheidung relevanten Wis-
sensschatz beherrscht. Relevantes Wissen muss nicht 
unbedingt auf systematischen und theoriegeleiteten 
Erkenntnissen beruhen. Für bestimmte Fragen sind 
auch anekdotisches Wissen und die berühmte Spür-
nase erfahrener Politiker bedeutsam. Aber für Ent-
scheidungen mit erheblichem Risikopotential und 
Möglichkeit weitreichender Nebenfolgen ist es gera-
dezu lebenswichtig, die besten Expertisen verfügbar 
zu haben. 

Das zweite Element von Entscheidungen, Präferen-
zen über Mittel und Ziele, sind dagegen nicht auf 
Wissen bezogen, sondern auf moralischen Normen 
und sozialen Werten, d. h. auf Beurteilungen der 
ethischen Begründbarkeit von Handlungen (Nor-
men) und der sozialen Wünschbarkeit dieser Hand-
lungen oder Konsequenzen in einer wertepluralis-
tischen Gesellschaft. Normen und Werte beziehen 
sich nicht nur auf die Konsequenzen von Handlun-
gen, sondern auch auf die Qualität der Mittel, um 
ethisch gerechtfertigte und sozial wünschenswer-
te Ziele zu erreichen. Was ethisch gerechtfertigt ist, 
lässt sich in der Regel nur im diskursiven Wettstreit 
aller Mitglieder eines Sozialsystems auf der Basis be-
gründbarer Argumentation über das kollektiv ver-
bindliche „gute“ Leben festhalten. Was sozial wün-
schenswert ist oder nicht, ist dagegen eine Frage 
individuellen Ermessens; bei kollektiven Entschei-
dungen müssen die verschiedenen Werte und Prä-
ferenzen für erwartete Handlungsfolgen miteinan-
der abgestimmt werden. Anders als bei Sachwissen, 
wo es zumindest ansatzweise gelingen kann, mit Hil-
fe von methodologischen Regeln falsche von richti-
gen Aussagen intersubjektiv gültig zu trennen, sind 
zur Beurteilung der Wünschbarkeit von Maßnahmen 
oder Entscheidungsalternativen allgemeingültige Re-
geln wesentlich schwieriger zu stellen. Konkurrieren-
de allgemeinverbindliche Maßstäbe bedeuten aber 
nicht Willkür: Ordnungsregeln der Konsistenz, der 
Kohärenz und der Verallgemeinerungsfähigkeit be-

Ortwin	Renn

Beteiligung der Öffentlichkeit an den Planungen von 
Großvorhaben
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gerbeteiligungsverfahren sind hier kommunikative 
Prozesse gemeint, in denen Personen, die qua Amt 
oder Mandat keinen Anspruch auf Mitwirkung an 
kollektiven Entscheidungen haben, die Möglichkeit 
erhalten, durch die Eingabe von Wissen, Präferen-
zen, Bewertungen und Empfehlungen auf die kollek-
tiv wirksame Entscheidungsfindung direkten oder 
indirekten Einfluss zu nehmen. Dabei wird der Fokus 
weg von der eigentlichen Entscheidung und hin zu 
dem Weg, auf dem die Entscheidung getroffen wird, 
verlagert. Es gibt fünf Gründe, die bei komplexen Pla-
nungsentscheidungen für eine stärkere Einbindung 
der Bürgerinnen und Bürger in die Entscheidungsfin-
dung sprechen:

e Durch Einbezug von örtlich betroffenen Bevöl-
kerungsteilen kann zum ersten die Wissensba-
sis erweitert werden. Neben dem systematischen 
Wissen der Experten und dem Prozesswissen 
der Entscheidungsträger kann für viele Ent-
scheidungsprobleme auch das Erfahrungswis-
sen der betroffenen Bevölkerung von besonde-
rer Bedeutung sein. Dieses Erfahrungswissen 
kann je nach Problemtyp eine wichtige Berei-
cherung und gelegentlich auch eine Korrektur 
des Expertenwissens darstellen, vor allem dann, 
wenn die Ursache-Wirkungszusammenhänge in 
der Realität stark streuen oder die Wirkungen 
von den Entscheidungen der betroffenen Bevöl-
kerung mit abhängen.

e Zum zweiten kann Bürgerbeteiligung den je-
weiligen Entscheidungsträgern wichtige Infor-
mationen über die Verteilung der Präferenzen 
und Werte der betroffenen Bevölkerungsteile 
vermitteln. Da Entscheidungen auf Folgewis-
sen und Urteile über die Wünschbarkeit der 
zu erwartenden Folgen beruhen, ist es für Ent-
scheidungsträger häufig unverzichtbar, die 
Wahrnehmung der Wünschbarkeit der Folgen 
explizit zu erheben und (mit) als Grundlage für 
die eigene Entscheidung aufgreifen. Es gibt vie-
le Formen, Präferenzen zu erkunden und in die 
Entscheidungsfindung einzubinden. Das reicht 
von den eher passiven Instrumenten der Befra-
gung und der Fokusgruppen bis zu den eher ge-
staltenden Formen von Konsensuskonferenzen, 
Bürgerforen, Planungszellen u. a. m.

e Zum dritten kann Beteiligung als Instrument zu 
einem fairen Aushandeln von Ressourcen die-
nen. Die Literatur zu Spieltheorie, Mediation, 
Schlichtung und Aushandlungsprozessen ist ein 
beredtes Zeugnis für diese konfliktvermittelnde 
Funktion von Bürgerbeteiligung. Dahinter steht 
die Auffassung, dass diejenigen, die in Konkur-
renz mit anderen Anspruch auf eine Ressource 
erheben, am besten in einem „fairen“ Verfahren 
(procedural equity) eine eigene Lösung für eine 
faire Verteilung finden sollen. Traditionelle Ta-

Würde man an diesem Prinzip rütteln, dann gäbe es 
keine Privatautonomie, Gemeindeautonomie, keinen 
Föderalismus und keinen Minderheitenschutz mehr. 
Dieses Prinzip ist in der sozial abgefederten Markt-
ordnung am besten verwirklicht.

Anders sieht es bei Handlungen von Individuen oder 
Gruppen aus, die Auswirkungen auf andere haben. In 
diesem Falle muss sichergestellt werden, dass die von 
den Auswirkungen betroffenen Gruppen in ihren eige-
nen Rechten und Präferenzen nicht eingeschränkt 
werden. Im Idealfall geschieht dies durch explizite Zu-
stimmung. Häufig ist aber der Kreis der Betroffenen 
nicht eindeutig bestimmbar oder es klafft eine Schere 
zwischen dem Kreis der Nutznießer und der Risikoträ-
ger. Je diffuser die Betroffenheit, desto bedeutsamer 
sind repräsentative Entscheidungsformen, die qua-
si als Ersatz für die fehlende Bestimmbarkeit der Be-
troffenen Wünschbarkeit beurteilen. Schließlich gibt 
es noch kollektive Güter, wie Sicherheit und saubere 
Umwelt, die alle Bürger gleichzeitig betreffen und die 
von daher kollektiv geregelt werden müssen.

Die Wünschbarkeit von politischen Entscheidungs-
optionen mit Hilfe repräsentativer Gremien zu be-
stimmen, bedeutet also nicht die Erfüllung demo-
kratischer Grundsätze, sondern stellt vielmehr eine 
pragmatische Lösung dar angesichts unübersicht-
licher Betroffenheitsverhältnisse, zeitlicher und 
örtlicher Grenzen direkter Mitwirkung und kon-
kurrierender Aufgaben, die Mitglieder einer Sozialge-
meinschaft zu erfüllen haben. Dennoch ist gerade in 
Situationen, in denen Entscheidungen weitreichende 
Folgen für die Gestaltung der eigenen Lebenswelt in 
abgrenzbaren Regionen haben, das Repräsentations-
system oft überfordert. Die von den Entscheidungen 
betroffenen Menschen sehen weder ihre eigenen In-
teressen in den Entscheidungsgremien widergespie-
gelt noch erkennen oder anerkennen sie die Gründe, 
die zu der Wahl der getroffenen Entscheidungsop-
tion geführt haben. Die vielfach beschworene Poli-
tikverdrossenheit ist dabei zweifach motiviert: zum 
einen durch den fehlenden Nachvollzug der Begrün-
dungen für die einmal getroffene Wahl aus dem 
Kranz der möglichen Optionen; zum anderen durch 
die wahrgenommene Distanz zwischen den Polen Ex-
pertentum und Politik auf der einen sowie dem eige-
nen Wissen und dem vorherrschenden Wertegefühl 
auf der anderen Seite. Die Verdrossenheit drückt sich 
vor allem bei planerischen Entscheidungen in Pro-
testbewegungen gegen repräsentativ getroffene Be-
schlüsse aus. Dies ist gerade in der Auseinanderset-
zung um Stuttgart 21 deutlich geworden. 

III. Was kann Bürgerbeteiligung leisten?

Bürgerbeteiligungsverfahren bieten vor diesem Hin-
tergrund einen möglichen Lösungsweg an. Als Bür-
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der Einlösung von Geltungsansprüchen innerhalb 
des Diskurses vereinbart und durchgesetzt werden. 
Zum dritten müssen die Verhandlungen transparent 
und für alle nachprüfbar vonstatten gehen. Gleich-
zeitig muss die Anschlussfähigkeit der Empfehlun-
gen an den politischen Entscheidungsprozess sicher-
gestellt werden. Schließlich müssen Aufwand und 
Ertrag des Diskurses in einem angemessenen Ver-
hältnis stehen (Effizienz). Diese vier Kriterien müs-
sen weitgehend erfüllt sein, wenn eine Entscheidung 
sowohl funktional von der Wissensbasis aus sowie de-
mokratisch normativ von der gemeinsamen Werteba-
sis aus überzeugen soll.

Führen Entscheidungen zu fühlbaren Ungleichge-
wichten zwischen Nutznießern und Risikoträgern, 
sind die Folgen der Entscheidungen auch unter Ex-
perten umstritten und werden mit den Entscheidun-
gen zentrale Werte oder Präferenzen von Betroffenen 
verletzt, dann ist die Legitimation durch Repräsen-
tanz unzureichend. Mindestens eines der vier Kri-
terien wird dabei verletzt. In diesem Fall ist es not-
wendig, die betroffene Bevölkerung direkt an der 
Entscheidung zu beteiligen. Durch Beteiligung der 
betroffenen Bürger kann nämlich sichergestellt wer-
den, dass kollektive Entscheidungen die Präferenzen 
der Bürger adäquat widerspiegeln und eine Rück-
kopplung zwischen staatlichem Handeln und Bür-
gerwillen stattfindet. Vor allem im kommunalen und 
regionalen Bereich ist es notwendig, zwischen den In-
teressen der Allgemeinheit und den besonderen In-
teressen einer Gemeinde einen Ausgleich durch Par-
tizipation zu schaffen. Damit werden repräsentative 
Verfahren der Beschlussfassung über kollektiv ver-
bindliche Maßnahmen nicht überflüssig. Sie sind 
vielmehr als Endpunkte eines mehrstufigen Entschei-
dungsprozesses sinnvoll, um im Anschluss an die Er-
örterung und Abwägung aller Argumente durch die 
betroffenen Bürger die verbleibenden Dissense auf-
zulösen und im Sinne der Mehrheit der Bevölkerung 
diejenige Option zu wählen, mit der die Mehrheit am 
ehesten leben kann.

V. Auf dem Wege in eine dynamische 
politische Kultur

Die moderne Gesellschaft ist darauf angewiesen, dass 
neue diskursive Formen in den Prozess der politi-
schen Urteils- und Entscheidungsfindung integriert 
werden. Im Jahre 1996 hat die Amerikanische Akade-
mie der Wissenschaften in einem Sachstandsbericht 
über Risikopolitik die Forderung nach sogenannten 
„analytic-deliberative processes“ erhoben. Damit ist 
die Kombination von Sachwissen und diskursiven Ab-
wägungsprozessen gemeint. Kernpunkt dieses An-
satzes ist die Kombination von wissenschaftlich und 
technisch ausgerichteten Analyseverfahren mit argu-

rifrunden zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmervertreter sind ebenso Beispiele für diese 
Funktion wie Aushandlungsprozesse über Emis-
sionszertifikate oder Kompensationsverhand-
lungen für erlittene Umweltbelastungen.

e Zum vierten kann Bürgerbeteiligung als ein 
Wettstreit der Argumente angesehen werden, 
mit dem Ziel, auf der Basis von Begründungen 
kollektive Entscheidungen auf eine normativ 
abgesicherte Grundlage zu stellen. Ziel eines 
solchen Beteiligungsverfahrens ist die diskur-
sive Austragung von begründeten Standpunk-
ten unter den Rahmenbedingungen einer strikt 
auf Logik und konsistenter Ableitung (Geltungs-
anspruch und Geltungsnachweis) beruhenden 
Prüfung der jeweils vorgebrachten Argumente. 
Dabei geht es vor allem um die Frage der Zumut-
barkeit von normativen Setzungen für alle Be-
troffenen (über den Kreis derer hinaus, die an 
dem Diskurs teilnehmen).

e Zum fünften kann Bürgerbeteiligung als ein Ele-
ment der Gestaltung der eigenen Lebenswelt an-
gesehen werden. In dieser Funktion wird den 
betroffenen Menschen die Möglichkeit gegeben, 
in Form von Selbstverpflichtungen oder von Ver-
antwortungszuschreibungen Veränderungen in 
ihrer eigenen Lebenswelt herbeizuführen. 

Aktive Beteiligung der Bürger an öffentlichen Pla-
nungen setzt zweierlei voraus: eine Legitimation 
durch Verfahren und eine offene Auseinanderset-
zung mit den betroffenen Bevölkerungsgruppen. Ein 
offener Dialog muss allerdings nach beiden Seiten 
hin offen sein, d. h. er darf sich nicht auf die Einbahn-
straße der Information der Betroffenen beschränken, 
sondern auch Mitwirkungsrechte der Betroffenen an 
der Entscheidungsfindung einschließen. Ohne eine 
solche Rückkopplung wird jeder Dialog letztendlich 
im Sande der Frustration scheitern. Mitwirkung ist 
also eine notwendige Bedingung für einen erfolgrei-
chen Dialog.

IV. Vier Leitkriterien für  
Öffentlichkeitsbeteiligung

In dieser Situation sind neue Verfahren der Entschei-
dungsfindung gefragt. Diese müssen vier Leitkrite-
rien erfüllen: Fairness,	Kompetenz	Effizienz	und	Legitima-
tion. Die Diskursteilnehmer müssen als erstes nach 
fairen Gesichtspunkten ausgewählt worden sein und 
innerhalb des Diskurses gleiche Rechte und Pflich-
ten beanspruchen können. Der jeweils notwendige 
Sachverstand zur Beurteilung von Folgen und Neben-
folgen von Entscheidungsoptionen müssen zweitens 
den Teilnehmern zugänglich gemacht werden (Kom-
petenz). Gleichzeitig gehört zur Kompetenz, dass ge-
meinsam getragene Regeln der Beweisführung und 
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e Reform	des	Planungsrechtes: Im Vergleich zum Im-
missionsschutzrecht oder Bauplanungsrecht 
gibt es im Planfeststellungsverfahren keine Ab-
stufung im Maß der Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach Größe oder Art des Vorhabens. Warum im 
Planfeststellungsverfahren eine Trennung von 
Betroffenen und der allgemeinen Öffentlichkeit 
vorgenommen wird, ist schwer nachvollziehbar. 
Eine Anpassung an das Bauplanungsrecht könn-
te sinnvoll sein (z. B. stellt der Vorhabenträger in 
der Bebauungsplanung bereits vor der Antrag-
stellung das Vorhaben vor, hierbei wird dann 
über die weitere Verfahrensweise entschieden). 
Darüber hinaus ist eine Konzentration und Zu-
sammenführung der verschiedenen planungs-
rechtlichen Bestimmungen zu empfehlen. Es 
ist sehr schwer der Öffentlichkeit zu verdeutli-
chen, welche Fragen oder Einwände in der Plan-
feststellung, der Raumordnung und z. B. der 
Umweltverträglichkeitsprüfung erörtert wer-
den dürfen und welche nicht Gegenstand des 
jeweiligen Verfahrens sind. Deswegen ist ein 
integriertes Gesamtverfahren, das in Ablauf, 
Entscheidungsspielraum und Zuständigkeiten 
konsistent und transparent gestaltet ist, wün-
schenswert und würde auch zur Vertrauensbil-
dung in der Öffentlichkeit beitragen.

e Einbezug	der	Interessengruppen	und	der	Öffentlichkeit	
durch	ein	strukturiertes	Verfahren	von	aufeinander	ab-
gestimmte	Verfahrensschritte: Aufgrund der Plurali-
tät der Gesellschaft und ihrer funktionalen Aus-
differenzierung ist es wenig erfolgversprechend, 
mit einem Beteiligungsverfahren alles „erschla-
gen“ zu wollen. Auch der oft geforderte Volksent-
scheid ist kein Allheilmittel der Partizipation. Es 
kann unter bestimmten Umständen (etwa bei 
gleich gut begründbaren Alternativen) am Ende 
einer Kette von vorgelagerten Beteiligungsverfah-
ren stehen. Zentral ist, dass bei politisch weitrei-
chenden Entscheidungen das beste Sachwissen, 
gerechte und faire Vorschläge zur Behandlung 
konfligierenden Interessen, eine den Grundwer-
ten angemessene Abwägung der Vor- und Nach-
teile und mehrere, den betroffenen Bürgerinnen 
und Bürgern zumutbare und akzeptable Lö-
sungsvorschläge einbezogen werden. Aus diesem 
Grunde müssen Verfahren der Wissensbereitstel-
lung, des Interessenausgleichs, der fairen und 
wertgerechten Abwägung und der Präferenzer-
mittlung kombiniert werden. Dazu steht in der 
Fachliteratur eine Vielfalt von geeigneten Forma-
ten der Beteiligung zur Verfügung. Die im politi-
schen Raum so beliebte Anhörung ist dabei nur 
eine (und oft nicht einmal besonders effektive) 
Form der Beteiligung.

e Vorrang	der	Transparenz	vor	Vertraulichkeit	und	Ab-
geschlossenheit: Je komplexer die Beteiligungs-

mentativ ausgerichteten Diskusverfahren zur Abwä-
gung von Vor- und Nachteilen einer jeden Option zur 
Erfüllung erwünschter Ziele.

Wie ein solcher analytisch-deliberativer Prozess in 
das deutsche Umwelt-und Planungsrecht einzubin-
den ist, ist noch offen. An dieser Stelle sollen nur ei-
nige wenige zentrale Punkte benannt werden, die bei 
der Auslegung der bestehenden Rechtnormen und 
bei der Reform dieser Normen zu beachten sind:

e Einbezug	 der	 Interessengruppen	 und	 der	 Öffentlich-
keit	bereits	 in	der	Zielfindungsphase: Je komplexer 
und unsicherer sich die Ausgangssituation dar-
stellt, um so wichtiger ist es, einen Konsens bei 
der Frage, was man erreichen will und wozu 
dies dienen soll, herzustellen. Das Postulat der 
frühzeitigen Beteiligung gilt vor allem für Pla-
nungsvorhaben, wo das geltende Recht erst Be-
teiligung vorsieht, wenn sowohl Ziel als auch 
die Optionen, um dieses Ziel zu erreichen, fest-
stehen. Analog zum Baurecht sollte ein vor-
gelagertes Beteiligungsverfahren eingeführt 
werden, zu einem Zeitpunkt, an dem noch Pla-
nungsoffenheit besteht. Dieses vorgelagerte Be-
teiligungsverfahren sollte zunächst der Infor-
mationsgewinnung und der Dokumentation 
dienen. In der Eröffnungsveranstaltung kön-
nen sich die Bürger zu der Festlegung des wei-
teren Verfahrens äußern. Wichtig ist, dass es 
Planungsalternativen gibt, die diskutiert wer-
den können. Es sollte eine hohe Transparenz al-
ler Informationen und Entscheidungswege be-
stehen und deutlich zum Ausdruck kommen, 
dass die Bürger als Gesprächspartner ernst ge-
nommen werden und mit ihren Präferenzen, In-
teressen und Werten einbezogen werden. Die 
im Planfeststellungsverfahren festgelegte Anhö-
rung muss nicht geändert werden, sie bietet vie-
le Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung, wenn 
sie ausgeschöpft wird.

e Weiter	Spielraum	für	die	Beteiligung: Die Festlegung, 
wie groß der Spielraum für die Beteiligung der 
Bürger an der Entscheidung ist, bestimmt weit-
gehend das Gelingen von Beteiligungsverfahren. 
Wenn nicht von Anfang an klar kommuniziert 
wird, an welchen Entscheidungen die Bürger un-
mittelbar beteiligt sind, gerät auch eine frühzei-
tige Beteiligung, etwa bei der Bedarfsplanung, 
zur Alibiveranstaltung und es droht ein Vertrau-
ensverlust. Daher muss die Empfehlung für die 
Einführung eines frühzeitigen Beteiligungsver-
fahrens mit der Festlegung eines möglichst brei-
ten und gleichzeitig rechtlich und politisch rea-
lisierbaren Entscheidungsspielraumes sowie 
einer Einigung über den weiteren Verfahrensab-
lauf kombiniert werden. Außerdem müssen die-
se Rahmenbedingungen allen Beteiligten trans-
parent kommuniziert werden.
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und Steuerung partizipativer Prozesse anbieten. 
Inzwischen gibt es einen umfangreichen Wis-
sensstand darüber, wie Beteiligungsverfahren 
zu strukturieren und zu kombinieren sind, wie 
man diese am besten anleitet, steuert und mo-
deriert und wie man mit auftretenden Konflik-
ten am besten umgehen kann. Solche Dienstleis-
ter gibt es auch in Deutschland, die Nachfrage 
nach ihnen ist aber wenig ausgeprägt. Das liegt 
auch darin begründet, da selbst bei milliarden-
schweren Projekten eine Prozesssteuerung der 
Beteiligung, die viele Millionen sparen kann, 
hierzulande nichts kosten darf. In den USA ist es 
üblich, dass 1 Prozent des Gesamtwertes einer 
Maßnahme für Prozesssteuerung ausgegeben 
wird. 

e Notwendigkeit	 einer	 praxisorientierten	 Partizipa-
tionsforschung: Trotz des zweifelsohne fundier-
ten Wissensstandes über Partizipationsver-
fahren und ihrer Wirkungen ist vor allem die 
praktische Umsetzung von Verfahrenskombi-
nationen ein weitgehend unerforschtes Gebiet. 
Die Sozialwissenschaften in Deutschland ha-
ben international einen ausgezeichneten Ruf, 
wenn es um die theoretische Analyse und nor-
mative Begründung von partizipativen Elemen-
ten in der repräsentativen Demokratie geht. So-
bald aber die konkrete Umsetzung im Rahmen 
von Planungskontexten oder anderer Politikfel-
der angesprochen wird, fehlt es vor allem an der 
empirischen Erforschung der Gelingensbedin-
gungen verschiedener Modelle und Kombinatio-
nen. Die Gesellschaft hier mehr praxisorientier-
ten Forschung.

VI. Ausblick

Die entscheidende Voraussetzung für den Erfolg von 
Bürgerbeteiligung ist die Bereitschaft der Politiker 
und der Verwaltungsfachleute, die Formen der Be-
teiligung nicht als lästige Pflichtübung sondern als 
Hilfsstellung ihrer Arbeit und als Bereicherung der 
repräsentativen Demokratie anzusehen. In einem 
2008 herausgegebenen Gutachten der US-amerika-
nischen Akademie der Wissenschaften zu Beteili-
gungsverfahren in Umwelt- und Gesundheitsfragen 
(National Research Council) wurde auf der Basis von 
Metaanalysen der vorliegenden Evaluationen die zen-
trale Erkenntnis gewonnen, dass der Erfolg von Be-
teiligung am stärksten davon abhängt, welche Erwar-
tungen die Initiatoren damit verbinden. Waren diese 
positiv und ergebnisoffen, kam es meist zu einem er-
folgreichen Abschluss der Beteiligungsmaßnahmen. 
Waren die Initiatoren jedoch skeptisch oder sogar ne-
gativ eingestellt, wirkte sich dies direkt auf die Mo-
tivation und Kompromissbereitschaft der mitwirken-
den Personen auf. In zwei Drittel der untersuchten 

struktur desto verwirrender ist der Entschei-
dungsprozess für diejenigen, die nicht direkt an 
dem Verfahren beteiligt sind. Ein Höchstmaß an 
Transparenz wäre erreicht, wenn die Bevölke-
rung die Kanzlerin in einem TV-Container Tag 
und Nacht beim Regieren beobachten könnte. 
Das bedeutet: Je mehr Formen der Beteiligung 
in den Prozess der Entscheidungsfindung einbe-
zogen werden, desto größer ist die Gefahr der 
Intransparenz. Umso wichtiger ist es deshalb, 
die verschiedenen Formate der Beteiligung so 
weit wie möglich öffentlich zu machen. Gera-
de aus dem angelsächsischen Raum ist gut do-
kumentiert, dass prinzipiell offene Verhandlun-
gen die Wahrscheinlichkeit von „Fenster- oder 
Balkonreden“ nicht erhöhen und die Ernsthaf-
tigkeit von Verhandlungen nicht infrage stellen. 
Allerdings kann es durchaus sinnvoll sein, dass 
man bestimmte Zeitfenster für geschlossene Ge-
spräche und Verhandlungen vorsieht. Das wird 
von allen akzeptiert, wenn diese Ausnahmen öf-
fentlich begründet werden.

e Notwendigkeit	 der	 begleitenden	 Kommunikation: 
Die schon zum Stereotyp gewandelte Formel 
„es handele sich nicht um Politik-, sondern um 
Kommunikationsversagen“ greift zu kurz. Kei-
ne noch so gute Verpackung kann ein schlech-
tes Politikprodukt im besseren Licht erscheinen 
lassen. Im Gegenteil: ein schlechtes Produkt in 
einer tollen Verpackung verärgert noch mehr, 
als wenn man ehrlich zugibt: Besser geht es halt 
nicht. Die offene Debatte über Zielkonflikte, ne-
gative Auswirkungen oder verbleibenden Unsi-
cherheiten ist zwar anfangs unangenehmer für 
die Politik, aber schafft auf Dauer Glaubwürdig-
keit und Verlässlichkeit. Dies gilt auch für Be-
teiligung: Kommunikation ist kein Ersatz für 
Beteiligung, sondern eine notwendige und ziel-
führende Begleitung. Da nicht alle Personen 
gleichzeitig beteiligt sein können, ist vor allem 
eine ansprechende Kommunikation über die 
Verfahren und die Einbindung pluraler Interes-
sen und Werte entscheidend für den Erfolg des 
politischen Entscheidungsfindungsprozesses. 

e Professionalisierung	 der	 Prozesssteuerung	 und	 -be-
gleitung: Es ist selbstverständlich, dass niemand 
einem Amateur zutrauen würde, die Statik einer 
Brücke zu beurteilen oder die Erfolgsaussichten 
einer Operation abzuschätzen. Bei Beteiligungs-
verfahren ist das offenbar anders: Es gibt im-
mer Experten, die es besser wissen: Eine Gruppe 
moderieren kann ja wohl jeder oder jede. Sieht 
man sich einmal im Ausland um, dann fällt auf, 
dass etwa in den USA hochspezialisierte Dienst-
leister entstanden sind, die unter dem Thema 
„Alternate Dispute Resolution“ oder dem Be-
griff „Facilitation“ professionelle Begleitung 
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haben vorliegt, gibt Anlas zur Zuversicht, dass unser 
Gemeinwesen aus einer strukturierten, ergebnisof-
fenen und professionell gestalteten Beteiligungskul-
tur in Deutschland Vorteile ziehen kann. Es gibt kein 
besseres Rezept gegen Politikverdrossenheit. Die Wei-
terentwicklung unserer politischen Kultur wird sich 
daran messen müssen, wie es gelingt, die anonymen 
Veränderungen durch Globalisierung und Moderni-
sierung mit einer partizipativen Kultur der Nachhal-
tigkeit und der Teilhabe am Gestaltungsprozess der 
eigenen Lebenswelt zu versöhnen. 

Fälle führte dies zu Abbruch oder einem wenig zu-
friedenstellenden Ergebnis. Es ist also nicht sinnvoll, 
Beteiligung zu verordnen, sondern es gilt vielmehr 
alle Beteiligte davon zu überzeugen, dass in einer 
komplexen und pluralen Welt diese Form der Ent-
scheidungshilfe die politisch verfasste Ordnung und 
Kultur beleben und bereichern kann. 

Auch wenn noch viele Wissenslücken über die Ge-
lingensbedingungen von Beteiligungsverfahren be-
stehen, darf dies keine Entschuldigung sein, mit der 
Umsetzung von Beteiligungsverfahren zu warten. 
Das Wissen, das bereits heute über Partizipationsvor-
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